
RICHTLINIEN

RICHTLINIE 2008/7/EG DES RATES

vom 12. Februar 2008

betreffend die indirekten Steuern auf die Ansammlung von Kapital

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 93 und 94,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Richtlinie 69/335/EWG des Rates vom 17. Juli 1969
betreffend die indirekten Steuern auf die Ansammlung
von Kapital (3) ist mehrmals erheblich geändert wor-
den (4). Da weitere Änderungen vorgenommen werden
müssen, ist sie in dem Bemühen um Klarheit neu zu
fassen.

(2) Die indirekten Steuern auf die Ansammlung von Kapital,
d. h. die Gesellschaftssteuer (Steuer auf die Einbringungen
in Gesellschaften), die Wertpapiersteuer und die Steuer
auf Umstrukturierungen, unabhängig davon, ob diese
eine Kapitalerhöhung mit sich bringen, sind Ursache
von Diskriminierungen, Doppelbesteuerungen und Unter-
schiedlichkeiten, die den freien Kapitalverkehr behindern.
Dasselbe gilt für andere indirekte Steuern mit denselben
Merkmalen wie die Kapitalsteuer und die Wertpapier-
steuer.

(3) Deshalb ist es im Interesse des Binnenmarkts, die Rechts-
vorschriften über indirekte Steuern auf die Ansammlung
von Kapital zu harmonisieren, um so weit wie möglich
die Faktoren auszuschalten, die die Wettbewerbsbedin-
gungen verfälschen oder den freien Kapitalverkehr behin-
dern können.

(4) Die wirtschaftlichen Auswirkungen der Gesellschafts-
steuer sind für den Zusammenschluss und die Entwick-
lung der Unternehmen ungünstig. Besonders negativ sind
sie bei der derzeitigen Konjunktur, in der die Belebung
der Investitionen als vordringlich zu gelten hat.

(5) Um dies zu erreichen, erscheint die Abschaffung der Ge-
sellschaftssteuer als beste Lösung.

(6) Die sich aus der unverzüglichen Anwendung einer sol-
chen Maßnahme ergebenden Einnahmeausfälle scheinen
jedoch Mitgliedstaaten, die die Gesellschaftssteuer derzeit
anwenden, unannehmbar. Infolgedessen sollten diese Mit-
gliedstaaten die Möglichkeit haben, weiterhin die betref-
fenden Vorgänge vollständig oder teilweise der Gesell-
schaftssteuer zu unterwerfen, wobei innerhalb eines Mit-
gliedstaats ein einheitlicher Steuersatz angewandt werden
muss. Hat ein Mitgliedstaat beschlossen, keine Gesell-
schaftssteuer auf alle oder Teile der unter diese Richtlinie
fallenden Vorgänge zu erheben, so darf es ihm nicht
mehr möglich sein, die Steuer wieder einzuführen.

(7) Die Konzeption eines Binnenmarkts setzt voraus, dass die
Steuer auf die Ansammlung von Kapital innerhalb des
Binnenmarkts auf Kapital, das im Rahmen einer Gesell-
schaft angesammelt worden ist, nicht mehr als einmal
erhoben werden kann. Deshalb darf, wenn der Mitglied-
staat, der über die Besteuerungsrechte verfügt, auf be-
stimmte oder alle unter diese Richtlinie fallenden Vor-
gänge keine Gesellschaftssteuer erhebt, auch kein anderer
Mitgliedstaat ein Besteuerungsrecht auf diese Vorgänge
ausüben.

(8) In den Fällen, in denen die Mitgliedstaaten weiterhin Ge-
sellschaftssteuer erheben, sind weiterhin strenge Vor-
schriften vorzusehen, insbesondere betreffend Befreiun-
gen und Senkungen.

(9) Außer der Gesellschaftssteuer sollten keine indirekten
Steuern auf die Ansammlung von Kapital erhoben wer-
den. Insbesondere sollte keine Wertpapiersteuer erhoben
werden, ohne Rücksicht auf die Herkunft der Wertpa-
piere und ohne Rücksicht darauf, ob sie Eigenkapital
der Gesellschaften oder Anleihekapital verkörpern.

(10) Die Liste der Kapitalgesellschaften in der Richtlinie
69/335/EWG ist unvollständig und sollte daher angepasst
werden.
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2007 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).
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(4) Siehe Anhang II Teil A.



(11) Da die Ziele dieser Richtlinie auf Ebene der Mitgliedstaa-
ten nicht ausreichend erreicht werden können und daher
besser auf Gemeinschaftsebene zu erreichen sind, kann
die Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des
Vertrags niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig werden.
Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Ver-
hältnismäßigkeitsprinzip geht diese Richtlinie nicht über
das für die Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hi-
naus.

(12) Die Verpflichtung zur Umsetzung dieser Richtlinie in
nationales Recht sollte auf diejenigen Bestimmungen be-
schränkt werden, die eine inhaltliche Veränderung gegen-
über den früheren Richtlinien darstellen. Die Verpflich-
tung zur Umsetzung derjenigen Bestimmungen, die in-
haltlich unverändert bleiben, ergibt sich aus den früheren
Richtlinien.

(13) Diese Richtlinie sollte unbeschadet der Verpflichtungen
der Mitgliedstaaten in Bezug auf die Fristen zur Umset-
zung der in Anhang II Teil B aufgeführten Richtlinien in
einzelstaatliches Recht und zu ihrer Anwendung gelten.

(14) Angesichts der nachteiligen Auswirkungen der Gesell-
schaftssteuer sollte die Kommission alle drei Jahre einen
Bericht über die Anwendung dieser Richtlinie im Hin-
blick auf eine Abschaffung der Gesellschaftssteuer vor-
legen —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

KAPITEL I

GEGENSTAND UND GELTUNGSBEREICH

Artikel 1

Gegenstand

Diese Richtlinie regelt die Erhebung indirekter Steuern auf

a) Kapitalzuführungen an Kapitalgesellschaften;

b) Umstrukturierungen von Kapitalgesellschaften;

c) die Ausgabe bestimmter Wertpapiere und Obligationen.

Artikel 2

Kapitalgesellschaft

(1) Kapitalgesellschaften im Sinne dieser Richtlinie sind

a) jede Gesellschaft, die eine der im Anhang aufgeführten For-
men aufweist;

b) jede Gesellschaft, Personenvereinigung oder juristische Per-
son, deren Kapital- oder Vermögensanteile in einem der Mit-
gliedstaaten börsenfähig sind;

c) jede Gesellschaft, Personenvereinigung oder juristische Person
mit Erwerbszweck, deren Mitglieder berechtigt sind, ihre An-
teile ohne vorherige Genehmigung an Dritte zu veräußern,
und deren Mitglieder für Schulden der Gesellschaft, Perso-
nenvereinigung oder juristischen Person nur bis zur Höhe
ihrer Beteiligung haften.

(2) Für die Zwecke dieser Richtlinie werden den Kapitalge-
sellschaften alle anderen Gesellschaften, Personenvereinigungen
oder juristischen Personen gleichgestellt, die einen Erwerbs-
zweck verfolgen.

Artikel 3

Kapitalzuführungen

Für die Zwecke dieser Richtlinie und vorbehaltlich von Artikel 4
gelten die nachstehenden Vorgänge als „Kapitalzuführungen“:

a) die Gründung einer Kapitalgesellschaft;

b) die Umwandlung einer Gesellschaft, Personenvereinigung
oder juristischen Person, die keine Kapitalgesellschaft ist, in
eine Kapitalgesellschaft;

c) die Erhöhung des Kapitals einer Kapitalgesellschaft durch
Einlagen jeder Art;

d) die Erhöhung des Gesellschaftsvermögens einer Kapitalgesell-
schaft durch Einlagen jeder Art, für die nicht Gesellschafts-
rechte gewährt werden, die einen Anteil am Kapital oder am
Gesellschaftsvermögen verkörpern, sondern Rechte, wie sie
Gesellschaftern gewährt werden, wie z. B. Stimmrecht, Recht
auf Gewinnbeteiligung oder auf Liquidationserlöse;

e) die Verlegung des Ortes der tatsächlichen Geschäftsleitung
einer Kapitalgesellschaft, die ihren Sitz in einem Drittland
hat, von einem Drittland in einen Mitgliedstaat;

f) die Verlegung des Sitzes einer Kapitalgesellschaft, die den Ort
ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung in einem Drittland hat,
von einem Drittland in einen Mitgliedstaat;

g) die Erhöhung des Kapitals einer Kapitalgesellschaft durch
Umwandlung von Gewinnen, Rücklagen oder Rückstellun-
gen;

h) die Erhöhung des Gesellschaftsvermögens einer Kapitalgesell-
schaft durch Leistungen eines Gesellschafters, die keine Er-
höhung des Kapitals mit sich bringen, sondern ihren Gegen-
wert in einer Änderung der Gesellschaftsrechte finden oder
geeignet sind, den Wert der Gesellschaftsanteile zu erhöhen;

i) die Darlehensaufnahme durch eine Kapitalgesellschaft, wenn
der Darlehensgeber Anspruch auf eine Beteiligung an den
Gesellschaftsgewinnen hat;
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j) die Darlehensaufnahme durch eine Kapitalgesellschaft bei ei-
nem Gesellschafter, beim Ehegatten oder bei einem Kind
eines Gesellschafters sowie die Aufnahme von Darlehen bei
Dritten, wenn ein Gesellschafter für ein solches Darlehen
Sicherheit leistet; Voraussetzung ist, dass diese Darlehen die
gleiche Funktion haben wie eine Erhöhung des Kapitals.

Artikel 4

Umstrukturierungen

(1) Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten die folgenden
Umstrukturierungen nicht als Kapitalzuführungen:

a) Einbringung des gesamten Gesellschaftsvermögens einer oder
mehrerer Kapitalgesellschaften oder eines oder mehrerer ihrer
Teilbetriebe in eine oder mehrere Kapitalgesellschaften, die
gegründet werden oder bereits bestehen, sofern für die Ein-
bringung zumindest teilweise das Kapital der übernehmen-
den Gesellschaft repräsentierende Wertpapiere gewährt wer-
den;

b) Erwerb von Anteilen, die eine Mehrheit der Stimmrechte
einer anderen Kapitalgesellschaft ausmachen, durch eine Ka-
pitalgesellschaft, die gegründet wird oder bereits besteht, so-
fern für die erworbenen Anteile zumindest teilweise das Ka-
pital der übernehmenden Gesellschaft repräsentierende Wert-
papiere gewährt werden. Wird die Mehrheit der Stimmrechte
infolge mehrerer Vorgänge erreicht, so gelten nur der Vor-
gang, durch den die Mehrheit der Stimmrechte erreicht
wurde, und die darauf folgenden Vorgänge als Umstrukturie-
rungen.

(2) Als Umstrukturierung gilt auch die Übertragung aller For-
derungen und Verbindlichkeiten einer Kapitalgesellschaft auf
eine andere Kapitalgesellschaft, wenn letztere hundertprozentige
Eigentümerin der ersteren ist.

KAPITEL II

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 5

Keinen indirekten Steuern unterliegende Vorgänge

(1) Die Mitgliedstaaten erheben von Kapitalgesellschaften kei-
nerlei indirekten Steuern auf

a) Kapitalzuführungen;

b) Darlehen oder Leistungen im Rahmen der Kapitalzuführun-
gen;

c) die der Ausübung einer Tätigkeit vorangehende Eintragung
oder sonstige Formalität, der eine Kapitalgesellschaft auf
Grund ihrer Rechtsform unterworfen werden kann;

d) Änderungen des Gesellschaftsvertrags oder der Satzung einer
Kapitalgesellschaft und insbesondere

i) die Umwandlung einer Kapitalgesellschaft in eine Kapital-
gesellschaft anderer Art;

ii) die Verlegung des Ortes der tatsächlichen Geschäftslei-
tung oder des Sitzes einer Kapitalgesellschaft von einem
Mitgliedstaat in einen anderen;

iii) die Änderung des Gesellschaftsgegenstands einer Kapital-
gesellschaft;

iv) die Verlängerung des Bestehens einer Kapitalgesellschaft;

e) die Umstrukturierungen gemäß Artikel 4.

(2) Die Mitgliedstaaten erheben keine indirekte Steuer irgend-
welcher Art

a) auf die Ausfertigung, die Ausgabe, die Börsenzulassung, das
Inverkehrbringen von oder den Handel mit Aktien, Anteilen
oder anderen Wertpapieren gleicher Art sowie Zertifikaten
derartiger Wertpapiere, ungeachtet der Person des Emitten-
ten;

b) auf Anleihen einschließlich Renten, die durch Ausgabe von
Obligationen oder anderen handelsfähigen Wertpapieren auf-
genommen werden, ungeachtet der Person des Emittenten,
auf alle damit zusammenhängenden Formalitäten sowie auf
die Ausfertigung, Ausgabe oder Börsenzulassung, das Inver-
kehrbringen von oder den Handel mit diesen Obligationen
oder anderen handelsfähigen Wertpapieren.

Artikel 6

Abgaben und Mehrwertsteuer

(1) Unbeschadet von Artikel 5 dürfen die Mitgliedstaaten
folgende Abgaben und Steuern erheben:

a) pauschal oder nicht pauschal erhobene Steuern auf die Über-
tragung von Wertpapieren;

b) Besitzwechselsteuern, einschließlich der Katastersteuern, auf
die Einbringung von in ihrem Hoheitsgebiet gelegenen Lie-
genschaften oder „fonds de commerce“ in eine Kapitalgesell-
schaft;

c) Besitzwechselsteuern auf Einlagen jeder Art in eine Kapital-
gesellschaft, sofern die Übertragung dieser Einlagen durch
andere Werte als Gesellschaftsanteile abgegolten wird;

d) Abgaben auf die Bestellung, Eintragung oder Löschung von
Hypotheken, Grundschulden und Rentenschulden;
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e) Abgaben mit Gebührencharakter;

f) die Mehrwertsteuer.

(2) Bei den in Absatz 1 Buchstaben b bis e genannten
Steuern und sonstigen Abgaben darf es keinen Unterschied ma-
chen, ob der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung oder der Sitz
der Kapitalgesellschaft im Hoheitsgebiet des die Steuer erhe-
benden Mitgliedstaats liegt oder nicht. Diese Steuern und sons-
tigen Abgaben dürfen auch nicht höher sein als diejenigen, die
in dem erhebenden Mitgliedstaat für gleichartige Vorgänge erho-
ben werden.

KAPITEL III

SONDERBESTIMMUNGEN

Artikel 7

Erhebung der Gesellschaftssteuer in bestimmten
Mitgliedstaaten

(1) Unbeschadet von Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a darf ein
Mitgliedstaat, der am 1. Januar 2006 eine Steuer auf Kapital-
zuführungen für Kapitalgesellschaften, nachstehend „Gesell-
schaftssteuer“ genannt, erhoben hat, dies fortsetzen, sofern sie
den Artikeln 8 bis 14 entspricht.

(2) Stellt ein Mitgliedstaat die Erhebung der Gesellschafts-
steuer nach dem 1. Januar 2006 ein, so darf er sie nicht wieder
einführen.

(3) Stellt ein Mitgliedstaat die Erhebung der Gesellschafts-
steuer auf die in Artikel 3 Buchstaben g bis j genannten Kapital-
zuführungen nach dem 1. Januar 2006 ein, so darf er die Ge-
sellschaftssteuer auf solche Kapitalzuführungen unbeschadet von
Artikel 10 Absatz 2 nicht wieder einführen.

(4) Stellt ein Mitgliedstaat die Erhebung der Gesellschafts-
steuer auf die Zuführung von Anlagekapital oder Arbeitskapital
an eine Zweigniederlassung nach dem 1. Januar 2006 ein, so
darf er die Steuer auf die Zuführung des betreffenden Kapitals
unbeschadet von Artikel 10 Absatz 4 nicht wieder einführen.

(5) Gestattet ein Mitgliedstaat nach dem 1. Januar 2006 Aus-
nahmen gemäß Artikel 13, so darf er anschließend keine Ge-
sellschaftssteuer auf die betreffenden Kapitalzuführungen
erheben.

Artikel 8

Gesellschaftssteuersatz

(1) Für die Gesellschaftssteuer gilt ein einheitlicher Satz.

(2) Der Satz der von einem Mitgliedstaat angewendeten Ge-
sellschaftssteuer darf den von diesem Mitgliedstaat am 1. Januar
2006 angewendeten Satz nicht überschreiten.

Verringert der Mitgliedstaat den angewendeten Satz nach diesem
Zeitpunkt, so darf er einen höheren Satz nicht wieder einführen.

(3) Der Gesellschaftssteuersatz darf auf keinen Fall 1 % über-
schreiten.

Artikel 9

Ausschluss bestimmter Einheiten aus dem Geltungsbereich

Zum Zweck der Erhebung der Gesellschaftssteuer können die
Mitgliedstaaten beschließen, die in Artikel 2 Absatz 2 genannten
Einheiten nicht als Kapitalgesellschaften zu betrachten.

Artikel 10

Der Gesellschaftssteuer unterliegende Vorgänge und
Verteilung der Besteuerungsrechte

(1) Erhebt ein Mitgliedstaat gemäß Artikel 7 Absatz 1 weiter-
hin die Gesellschaftssteuer, so unterwirft er die in Artikel 3
Buchstaben a bis d genannten Kapitalzuführungen der Gesell-
schaftssteuer, wenn sich der Ort der tatsächlichen Geschäftslei-
tung der Kapitalgesellschaft zum Zeitpunkt der Kapitalzufüh-
rung in diesem Mitgliedstaat befindet.

Er unterwirft auch die in Artikel 3 Buchstaben e und f genann-
ten Kapitalzuführungen der Gesellschaftssteuer.

(2) Erhebt ein Mitgliedstaat weiterhin die Gesellschaftssteuer,
so kann er dies auf die in Artikel 3 Buchstaben g bis j genann-
ten Kapitalzuführungen tun, wenn sich der Ort der tatsächlichen
Geschäftsleitung der Kapitalgesellschaft zum Zeitpunkt der Ka-
pitalzuführung in diesem Mitgliedstaat befindet.

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung
einer Kapitalgesellschaft in einem Drittland und ihr Sitz in ei-
nem Mitgliedstaat, der weiterhin die Gesellschaftssteuer erhebt,
so unterliegen die Kapitalzuführungen in diesem Mitgliedstaat
der Gesellschaftssteuer.

(4) Befinden sich der Sitz und der Ort der tatsächlichen Ge-
schäftsleitung einer Kapitalgesellschaft in einem Drittland, so
kann auf die Zuführung von Anlagekapital oder Arbeitskapital
an eine Zweigniederlassung in einem Mitgliedstaat, der weiter-
hin die Gesellschaftssteuer erhebt, die Gesellschaftssteuer in die-
sem Mitgliedstaat erhoben werden.

Artikel 11

Bemessungsgrundlage für die Gesellschaftssteuer

(1) Bei Kapitalzuführungen gemäß Artikel 3 Buchstaben a, c
und d ist die Bemessungsgrundlage für die Gesellschaftssteuer
der tatsächliche Wert der von den Gesellschaftern geleisteten
oder zu leistenden Einlagen jeder Art abzüglich der Verbindlich-
keiten und Lasten, die der Gesellschaft jeweils aus der Einlage
erwachsen.
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Die Erhebung der Gesellschaftssteuer kann verschoben werden,
bis die Einlagen tatsächlich geleistet werden.

(2) Bei Kapitalzuführungen gemäß Artikel 3 Buchstaben b, e
und f ist die Bemessungsgrundlage für die Gesellschaftssteuer
der tatsächliche Wert der Gegenstände jeder Art, die der Gesell-
schaft im Zeitpunkt der Umwandlung oder der Verlegung ge-
hören, abzüglich der Verbindlichkeiten und Lasten, die die Ge-
sellschaft in diesem Zeitpunkt hat.

(3) Bei Kapitalzuführungen gemäß Artikel 3 Buchstabe g ist
die Bemessungsgrundlage für die Gesellschaftssteuer der Nenn-
betrag der Erhöhung.

(4) Bei Kapitalzuführungen gemäß Artikel 3 Buchstabe h ist
die Bemessungsgrundlage für die Gesellschaftssteuer der tatsäch-
liche Wert der erbrachten Leistungen abzüglich der Verbindlich-
keiten und Lasten, die der Gesellschaft aus diesen Leistungen
erwachsen.

(5) Bei Kapitalzuführungen gemäß Artikel 3 Buchstaben i
und j ist die Bemessungsgrundlage für die Gesellschaftssteuer
der Nennbetrag der aufgenommenen Darlehen.

(6) In den Fällen der Absätze 1 und 2 kann der tatsächliche
Wert der jedem Gesellschafter zugeteilten oder gehörenden Ge-
sellschaftsanteile als Bemessungsgrundlage für die Gesellschafts-
steuer dienen, ausgenommen wenn ausschließlich Bareinlagen
zu leisten sind.

Der steuerpflichtige Betrag darf in keinem Fall unter dem Nenn-
betrag der jedem Gesellschafter zugeteilten oder gehörenden
Gesellschaftsanteile liegen.

Artikel 12

Ausschluss von der Bemessungsgrundlage für die
Gesellschaftssteuer

(1) Bei Erhöhung des Kapitals umfasst die Bemessungsgrund-
lage für die Gesellschaftssteuer nicht

a) den Betrag der für die Erhöhung des Kapitals herangezoge-
nen Eigenmittel der Kapitalgesellschaft, die bereits der Gesell-
schaftsteuer unterlegen haben;

b) den Betrag der durch die Kapitalgesellschaft aufgenommenen
Darlehen, die in Gesellschaftsanteile umgewandelt werden
und bereits der Gesellschaftsteuer unterlegen haben.

(2) Ein Mitgliedstaat kann von der Bemessungsgrundlage für
die Gesellschaftssteuer den Betrag der von einem für die Ver-
bindlichkeiten einer Kapitalgesellschaft unbeschränkt haftenden

Gesellschafter geleisteten Einlage sowie den Anteil eines solchen
Gesellschafters am Gesellschaftsvermögen ausnehmen.

Wendet ein Mitgliedstaat diese Regelung an, so unterliegt jeder
Vorgang, durch den die Haftung eines Gesellschafters auf seine
Beteiligung am Kapital beschränkt wird, insbesondere wenn die
Beschränkung der Haftung infolge Umwandlung der betroffenen
Kapitalgesellschaft in eine Kapitalgesellschaft anderer Art eintritt,
der Gesellschaftssteuer.

Die Gesellschaftsteuer wird in diesen Fällen auf den Wert des
Anteils erhoben, der den für die Verbindlichkeiten der Kapital-
gesellschaft unbeschränkt haftenden Gesellschaftern am Gesell-
schaftsvermögen zusteht.

(3) Bei einer Kapitalzuführung gemäß Artikel 3 Buchstabe c
im Anschluss an eine Kapitalverringerung infolge von Verlusten
kann der Teil der Kapitalzuführung, der der Kapitalverringerung
entspricht, von der Bemessungsgrundlage ausgeschlossen wer-
den, sofern diese Erhöhung innerhalb von vier Jahren nach
der Kapitalverringerung erfolgt.

Artikel 13

Befreiung von Kapitalzuführungen an bestimmte
Kapitalgesellschaften

Die Mitgliedstaaten können eine Befreiung von der Gesell-
schaftssteuer auf Kapitalzuführungen an folgende Gesellschaften
gewähren:

a) Kapitalgesellschaften, die Versorgungsbetriebe sind, wie Un-
ternehmen, die dem öffentlichen Verkehr oder dem Hafen-
betrieb dienen, Wasser-, Gas- oder Elektrizitätswerke, wenn
deren Kapital mindestens zur Hälfte im Besitz des Staates
oder anderer Gebietskörperschaften ist;

b) Kapitalgesellschaften, die gemäß ihrer Satzung und ihrer tat-
sächlichen Verwaltung ausschließlich und unmittelbar kultur-
ellen, sozialen oder mildtätigen Zwecken oder der Volksbil-
dung dienen.

Mitgliedstaaten, die solche Kapitalzuführungen von der Gesell-
schaftssteuer befreien, wenden auch die Ausnahme hinsichtlich
der Zuführung von Anlagekapital oder Arbeitskapital an eine
Zweigniederlassung in ihrem Hoheitsgebiet gemäß Artikel 10
Absatz 4 an.

Artikel 14

Abweichungsverfahren

Für bestimmte Arten von Kapitalzuführungen oder Kapitalgesell-
schaften können Befreiungen oder Ermäßigungen der Sätze vor-
genommen werden, und zwar aus Gründen der Steuergerechtig-
keit, aus sozialen Gründen oder um einem Mitgliedstaat zu er-
möglichen, einer besonderen Lage Rechnung zu tragen.
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Zieht ein Mitgliedstaat eine solche Maßnahme in Betracht, so
befasst er die Kommission rechtzeitig im Hinblick auf die An-
wendung des Artikels 97 des Vertrags damit.

KAPITEL IV

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 15

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften in Kraft, um den Artikeln 3, 4, 5, 7, 8,
12, 13 und 14 dieser Richtlinie bis zum 31. Dezember 2008
nachzukommen. Sie teilen der Kommission den Wortlaut dieser
Vorschriften unverzüglich mit und übermitteln ihr zugleich eine
Entsprechungstabelle zwischen den genannten Vorschriften und
dieser Richtlinie.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Diese
Bezugnahme enthält außerdem eine Erklärung, wonach Bezug-
nahmen in bestehenden Rechts- oder Verwaltungsvorschriften
auf durch diese Richtlinie aufgehobene Richtlinien als Bezug-
nahmen auf die vorliegende Richtlinie zu verstehen sind. Die
Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme und die
Formulierung der genannten Erklärung.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 16

Aufhebung

Die Richtlinie 69/355/EWG in der Fassung der Richtlinien, die
in Anhang II Teil A aufgelistet sind, wird unbeschadet der Ver-
pflichtungen der Mitgliedstaaten bezüglich der fristgerechten

Umsetzung der in Anhang II Teil B genannten Richtlinien in
nationales Recht ab 1. Januar 2009 aufgehoben.

Verweise auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Verweise auf
die vorliegende Richtlinie nach der Entsprechungstabelle in An-
hang III.

Artikel 17

Überprüfung

Die Kommission erstattet dem Rat alle drei Jahre Bericht über
die Anwendung dieser Richtlinie, insbesondere im Hinblick auf
eine Abschaffung der Gesellschaftssteuer. Zur Unterstützung der
Kommission bei der Überprüfung übermitteln die Mitgliedstaa-
ten ihr die Angaben in Bezug auf das Aufkommen der Gesell-
schaftssteuer.

Artikel 18

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Die Artikel 1, 2, 6, 9, 10 und 11 gelten ab dem 1. Januar 2009.

Artikel 19

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 12. Februar 2008.

Im Namen des Rates
Der Präsident
A. BAJUK
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ANHANG I

LISTE DER GESELLSCHAFTEN GEMÄSS ARTIKEL 2 ABSATZ 1 BUCHSTABE A

1. Nach der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 über das Statut der Europäischen
Gesellschaft (SE) (1) gegründete Gesellschaften

2. Gesellschaften belgischen Rechts mit der Bezeichnung:

i) société anonyme/naamloze vennootschap

ii) société en commandite par actions/commanditaire vennootschap op aandelen

iii) société privée à responsabilité limitée/besloten vennootschap met beperkte aansprakelijkheid

3. Gesellschaften bulgarischen Rechts mit der Bezeichnung:

i) „акционерно дружество“;

ii) „командитно дружество с акции“;

iii) „дружество с ограничена отговорност“;

4. Gesellschaften tschechischen Rechts mit der Bezeichnung:

i) akciová společnost

ii) komanditní společnost

iii) společnost s ručením omezeným

5. Gesellschaften dänischen Rechts mit der Bezeichnung:

i) aktieselskab

ii) kommandit-aktieselskab

6. Gesellschaften deutschen Rechts mit der Bezeichnung:

i) Aktiengesellschaft

ii) Kommanditgesellschaft auf Aktien

iii) Gesellschaft mit beschränkter Haftung

7. Gesellschaften estnischen Rechts mit der Bezeichnung:

i) täisühing

ii) usaldusühing

iii) osaühing

iv) aktsiaselts

v) tulundusühistu

8. Gesellschaften irischen Rechts mit der Bezeichnung: companies incorporated with limited liability

9. Gesellschaften griechischen Rechts mit der Bezeichnung:

i) Ανώνυμος Εταιρεία

ii) Ετερόρρυθμος κατά μετοχάς Εταιρεία

iii) Εταιρεία Περιορισμένης Ευθύνης

10. Gesellschaften spanischen Rechts mit der Bezeichnung:

i) sociedad anónima

ii) sociedad comanditaria por acciones

iii) sociedad de responsabilidad limitada
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11. Gesellschaften französischen Rechts mit der Bezeichnung:

i) société anonyme

ii) société en commandite par actions

iii) société à responsabilité limitée

12. Gesellschaften italienischen Rechts mit der Bezeichnung:

i) società per azioni

ii) società in accomandita per azioni

iii) società a responsabilità limitata

13. Gesellschaften zyprischen Rechts mit der Bezeichnung: εταιρείες περιορισμένης ευθύνης

14. Gesellschaften lettischen Rechts mit der Bezeichnung: kapitālsabiedrība

15. Gesellschaften litauischen Rechts mit der Bezeichnung:

i) akcinė bendrovė

ii) uždaroji akcinė bendrovė

16. Gesellschaften luxemburgischen Rechts mit der Bezeichnung:

i) société anonyme

ii) société en commandite par actions

iii) société à responsabilité limitée

17. Gesellschaften ungarischen Rechts mit der Bezeichnung:

i) részvénytársaság

ii) korlátolt felelősségű társaság

18. Gesellschaften maltesischen Rechts mit der Bezeichnung:

i) Kumpaniji ta’ Responsabilità Limitata

ii) Soċjetajiet in akkomandita li l-kapital tagħhom jkun maqsum f’azzjonijiet

19. Gesellschaften niederländischen Rechts mit der Bezeichnung:

i) naamloze vennootschap

ii) besloten vennootschap met beperkte aansprakelijkheid

iii) open commanditaire vennootschap

20. Gesellschaften österreichischen Rechts mit der Bezeichnung:

i) Aktiengesellschaft

ii) Gesellschaft mit beschränkter Haftung

21. Gesellschaften polnischen Rechts mit der Bezeichnung:

i) spółka akcyjna

ii) spółka z ograniczoną odpowiedzialnością

22. Gesellschaften portugiesischen Rechts mit der Bezeichnung:

i) sociedade anónima

ii) sociedade em comandita por acções

iii) sociedade por quotas
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23. Gesellschaften rumänischen Rechts mit der Bezeichnung:

i) „societăți în nume colectiv“;

ii) „societăți în comandită simplă“;

iii) „societăți pe acțiuni“;

iv) „societăți în comandită pe acțiuni“;

v) „societăți cu răspundere limitată“.

24. Gesellschaften slowenischen Rechts mit der Bezeichnung:

i) delniška družba

ii) komanditna delniška družba

iii) družba z omejeno odgovornostjo

25. Gesellschaften slowakischen Rechts mit der Bezeichnung:

i) akciová spoločnosť

ii) spoločnosť s ručením obmedzeným

iii) komanditná spoločnosť

26. Gesellschaften finnischen Rechts mit der Bezeichnung:

i) osakeyhtiö — aktiebolag

ii) osuuskunta — andelslag

iii) säästöpankki — sparbank

iv) vakuutusyhtiö — försäkringsbolag

27. Gesellschaften schwedischen Rechts mit der Bezeichnung:

i) aktiebolag

ii) försäkringsaktiebolag

28. Gesellschaften des Rechts des Vereinigten Königreichs mit der Bezeichnung: companies incorporated with limited
liability.
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ANHANG II

TEIL A

Aufgehobene Richtlinie mit der Liste ihrer aufeinander folgenden Änderungen

(gemäß Artikel 16 Absatz 1)

Richtlinie 69/335/EWG des Rates (ABl. L 249 vom 3.10.1969, S. 25).

Anhang I Abschnitt VI Nummer 1 der Beitrittsakte von
1972

(ABl. L 73 vom 27.3.1972, S. 93).

Richtlinie 73/79/EWG des Rates (ABl. L 103 vom 18.4.1973, S. 13).

Richtlinie 73/80/EWG des Rates (ABl. L 103 vom 18.4.1973, S. 15).

Richtlinie 74/553/EWG des Rates (ABl. L 303 vom 13.11.1974, S. 9).

Anhang I Abschnitt VI Nummer 1 der Beitrittsakte von
1979

(ABl. L 291 vom 19.11.1979, S. 95).

Richtlinie 85/303/EWG des Rates (ABl. L 156 vom 15.6.1985, S. 23).

Anhang I Abschnitt V Nummer 1 der Beitrittsakte von
1985

(ABl. L 302 vom 15.11.1985, S. 167).

Anhang I Abschnitt XI Buchstabe B Ziffer I Nummer 1 der
Beitrittsakte von 1994

(ABl. C 241 vom 29.8.1994, S. 196).

Anhang II Abschnitt 9 Nummer 1 der Beitrittsakte von
2003

(ABl. L 236 vom 23.9.2003, S. 555).

TEIL B

Liste der Fristen für die Umsetzung in nationales Recht

(gemäß Artikel 16 Absatz 1)

Richtlinie Umsetzungsfrist

Richtlinie 69/335/EWG des Rates 1. Januar 1972

Richtlinie 73/79/EWG des Rates —

Richtlinie 73/80/EWG des Rates —

Richtlinie 74/553/EWG des Rates —

Richtlinie 85/303/EWG des Rates 1. Januar 1986
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ANHANG III

Entsprechungstabelle

Richtlinie 69/335/EWG Vorliegende Richtlinie

Artikel 1 Artikel 7

— Artikel 1

Artikel 2 Absatz 1 Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 1 und Artikel 10 Ab-
satz 2

Artikel 2 Absatz 2 Artikel 10 Absatz 3

Artikel 2 Absatz 3 Artikel 10 Absatz 4

Artikel 3 Absatz 1 einleitende Wörter Artikel 2 Absatz 1 einleitende Wörter

Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a und Anhang I

Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b

Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c

Artikel 3 Absatz 2 erster Satz Artikel 2 Absatz 2

Artikel 3 Absatz 2 zweiter Satz Artikel 9

Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a bis f Artikel 3 Buchstaben a bis f und Artikel 10 Absatz 1

Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben g und h Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe d Ziffer ii

Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 1 Artikel 3 Buchstaben g bis j, Artikel 7 Absatz 3 und Artikel
10 Absatz 2

Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 2 —

Artikel 4 Absatz 3 Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe d

Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a Artikel 11 Absatz 1

Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b Artikel 11 Absatz 2

Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe c Artikel 11 Absatz 3

Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe d Artikel 11 Absatz 4

Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe e Artikel 11 Absatz 5

Artikel 5 Absatz 2 Artikel 11 Absatz 6

Artikel 5 Absatz 3 Artikel 12 Absatz 1

Artikel 6 Absatz 1 Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 1

Artikel 6 Absatz 2 Artikel 12 Absatz 2 Unterabsätze 2 und 3

Artikel 7 Absatz 1 Unterabsätze 1 und 2 Artikel 4, Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe e

Gestrichener Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b Artikel 4 Buchstabe a

Gestrichener Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe bb Artikel 4 Buchstabe b

Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 3 —

Artikel 7 Absatz 2 Artikel 7 und 8

Artikel 7 Absatz 3 Artikel 12 Absatz 3

Artikel 8 Artikel 7 Absatz 5 und Artikel 13 Absatz 1

— Artikel 13 Absatz 2

Artikel 9 Artikel 14

Artikel 10 Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a bis c

Artikel 11 Artikel 5 Absatz 2

Artikel 12 Artikel 6

Artikel 13 Artikel 15 Absatz 1
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Richtlinie 69/335/EWG Vorliegende Richtlinie

Artikel 14 Artikel 15 Absatz 2

— Artikel 16

— Artikel 17

Artikel 15 Artikel 18

Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a Anhang I

— Anhang II

— Anhang III
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